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GESETZENTWURF 
 
der Landesregierung 
 
 
Entwurf eines Gesetzes zum Staatsvertrag über die Hochschulzulassung und 
zur Aufhebung gegenstandsloser Zustimmungsgesetze 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
A Problem und Ziel 

 

Mit dem Staatsvertrag über die Vergabe von Studienplätzen vom 20. Oktober 1972 haben die 

Länder erstmals die rechtliche Grundlage für ein zentrales Zulassungsverfahren in den 

zulassungsbeschränkten Studiengängen geschaffen. Der Staatsvertrag ist mehrfach neu 

gefasst worden, zuletzt als Staatsvertrag der Länder über die Errichtung einer gemeinsamen 

Einrichtung für Hochschulzulassung vom 5. Juni 2008. 

 

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil vom 19. Dezember 2017 (1 BvL 3/14, 

1 BvL 4/14) bundes- und landesrechtliche Normen zum Vergabeverfahren für Studienplätze 

im Studiengang Humanmedizin für partiell mit Artikel 12 Absatz 1 in Verbindung mit 

Artikel 3 Absatz 1 des Grundgesetzes (Recht auf gleiche Teilhabe an staatlichen Studien-

angeboten und gleichheitsgerechte Zulassung zum Studium) unvereinbar erklärt. Das Bundes-

verfassungsgericht hat dabei eine Frist für eine Neuregelung bis zum 31. Dezember 2019 

gesetzt.  

 

Der neue Staatsvertragsentwurf über die Hochschulzulassung bedarf nunmehr der Ratifizie-

rung durch die Länder.  

 

 
B Lösung 

 

Mit dem vorliegenden Entwurf für ein Zustimmungsgesetz soll der Staatsvertrag über die 

Hochschulzulassung in Landesrecht transformiert werden. 



Drucksache 7/4001 Landtag Mecklenburg-Vorpommern - 7. Wahlperiode 

  

2 

 

Mit dem Staatsvertrag über die Hochschulzulassung sollen mit Beginn des Bewerbungs-

verfahrens zum Sommersemester 2020 insbesondere folgende Neuregelungen bei der Vergabe 

von Studienplätzen in den vier Studiengängen des Zentralen Verfahrens (Humanmedizin, 

Zahnmedizin, Tiermedizin, Pharmazie) in Kraft treten: 

 

(1) Änderung der Quotenregelung 

 

a) Zu den Vorabquoten (Artikel 9) 

 

Die bekannten Vorabquoten nach Artikel 9 bleiben im Gesamtumfang von 20 Prozent 

bestehen. Darin enthalten ist weiterhin ein Gestaltungsspielraum (Öffnungsklausel) für die 

Landarztquote. 

 

Die Einführung einer Landarztquote ist bereits nach dem geltenden Staatsvertrag rechtlich 

möglich. Der aktuelle Staatsvertrag über die Errichtung einer gemeinsamen Einrichtung für 

Hochschulzulassung vom 5. Juni 2008 sieht in Artikel 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bereits 

eine entsprechende Möglichkeit vor („Bewerberinnen und Bewerber, die sich aufgrund ent-

sprechender Vorschriften verpflichtet haben, ihren Beruf in Bereichen besonderen öffent-

lichen Bedarfs auszuüben.“). Die Landesregierung hat darauf geachtet, dass die Möglichkeit 

der Einführung einer Landarztquote auch im neuen Staatsvertrag über die Hochschul-

zulassung enthalten bleibt (Artikel 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2). Es ist davon auszugehen, 

dass zukünftig mehrere Länder davon Gebrauch machen. Das zuständige Ministerium für 

Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit Mecklenburg-Vorpommern hat den Entwurf eines 

Gesetzes zur Sicherstellung der hausärztlichen Versorgung in Bereichen besonderen öffent-

lichen Bedarfes des Landes Mecklenburg-Vorpommern erstellt und das Gesetzgebungs-

verfahren ist eingeleitet. 

 

 

b) Zu den Hauptquoten (Artikel 10) 

 

b.a) Über die Abiturbestenquote (Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung, HZB) werden 

30 Prozent statt bisher 20 Prozent der nach Abzug der Vorabquoten zur Verfügung 

stehenden Studienplätze vergeben (Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1). 

 

Mit der Erhöhung der Abiturbestenquote von bislang 20 Prozent auf 30 Prozent der nach 

Abzug der Vorabquoten zur Verfügung stehenden Studienplätze wird Erkenntnissen 

Rechnung getragen, wonach die Abiturdurchschnittsnote aufgrund der Dauer und des 

weiten Spektrums der Bewertung eine hohe Prognosekraft für den Studienerfolg attes-

tiert.  

 

Länderspezifische Unterschiede in den Abiturnoten werden durch einen Ausgleichs-

mechanismus auf Basis eines Prozentrangverfahrens nivelliert, um eine Vergleichbarkeit 

der Schulnoten im Vergabeverfahren zu gewährleisten.  

 

b.b) Neu eingeführt wird die sogenannte „zusätzliche Eignungsquote“ im Umfang von 

10 Prozent der nach Vorwegabzug verbleibenden Studienplätze (Artikel 10 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 2).  
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Es kommen, mit Ausnahme des Studiengangs Pharmazie, ausschließlich schulnoten-

unabhängige Eignungskriterien (zum Beispiel Studieneignungstest, Auswahlgespräch 

oder Berufsqualifikation) in Betracht.  

 

b.c) Der Anteil des Auswahlverfahrens der Hochschulen (AdH) bleibt weiterhin bei 

60 Prozent (Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3). 

 

Neben der Durchschnittsnote der Hochschulzugangsberechtigung muss mindestens ein 

schulnotenunabhängiges Eignungskriterium maßgebliches Gewicht besitzen; im Studien-

gang Humanmedizin sind zwei schulnotenunabhängige Eignungskriterien vorgesehen. 

Ein fachspezifischer Studieneignungstest wird für die Studiengänge Humanmedizin, 

Zahnmedizin und Tiermedizin als verbindliches Kriterium vorgegeben. Für Pharmazie 

können die Länder hiervon bestimmte Ausnahmen regeln.  

 

 

(2) Altwartendenregelung nach Wegfall der Wartezeitquote (Artikel 18 Absatz 1) 

 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung vom 19. Dezember 2017 maß-

geblich darauf abgestellt, dass die Auswahlkriterien bei der Zulassung zum Medizinstudium 

eine Prognose hinsichtlich der Eignung für den Studiengang sowie der sich typischerweise 

anschließenden beruflichen Tätigkeit ermöglichen müssen. Den Erwerb von Wartezeit hat das 

Bundesverfassungsgericht als nicht eignungsbezogen bewertet. Warten könne allenfalls Auf-

schluss über Motivation und Durchhaltewillen der Bewerberinnen und Bewerber geben. Die 

Bildung einer Wartezeitquote ist nach dem Bundesverfassungsgericht nicht „verfassungs-

rechtlich geboten“. 

 

Vor diesem Hintergrund hat sich die Kultusministerkonferenz dafür entschieden, Wartezeit 

als Auswahlkriterium künftig grundsätzlich nicht mehr zu berücksichtigen und durch 

eignungsbezogene Auswahlkriterien zu ersetzen.  

 

Zum Ausgleich bestimmter Härtefälle ist jedoch vorgesehen, Wartezeit als Auswahlkriterium 

im Rahmen der zusätzlichen Eignungsquote für eine Übergangszeit von zwei Jahren weiter zu 

berücksichtigen. Für einen Zeitraum von zwei Jahren wird sie jedoch bei Medizin, Zahn-

medizin und Tiermedizin innerhalb der zusätzlichen Eignungsquote mit abnehmendem 

Gewicht berücksichtigt, um Altwartende zu entschädigen. Die Regelungen des Artikel 18 

Absatz 1 gelten dagegen nicht für den Studiengang Pharmazie, da das Verhältnis der Zahl 

verfügbarer Studienplätze zur Zahl der Bewerberinnen und Bewerber im Studiengang Phar-

mazie nicht vergleichbar ist mit der Situation im Studiengang Medizin. 

 

Damit wird der grundsätzlichen Entscheidung, die Auswahlkriterien gemäß der Entscheidung 

des Bundesverfassungsgerichtes auf die Eignung der Bewerberinnen und Bewerber auszu-

richten, Rechnung getragen und gleichzeitig werden während dieser zeitlich begrenzten Über-

gangsphase neben der Wartezeit bereits weitere eignungsbezogene Auswahlkriterien wie 

Studieneignungstest, einschlägige Berufsausbildungen und Berufstätigkeiten berücksichtigt, 

ohne dass es auf das Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung ankommt. Somit besteht 

während des Übergangszeitraums vor allem für Bewerberinnen und Bewerber, die längere 

Wartezeiten vorweisen oder während der Wartezeit eine fachbezogene, berufliche Ausbildung 

absolviert haben, eine größere Chance auf einen Medizinstudienplatz. Zeiten eines Studiums 

an einer deutschen Hochschule (sogenannte „Parkstudienzeiten“) werden wie bisher auf die 

Wartezeit dem Grundsatz nach nicht angerechnet. 
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(3) Bewerbungsverfahren über die Stiftung für Hochschulzulassung (Artikel 4 bis7) 

 

Erstmals zum Sommersemester 2020 besteht die Möglichkeit, sich parallel auf Studienplätze 

in allen vier Studiengängen des Zentralen Verfahrens zu bewerben. Auch die Zahl der hinter-

legbaren Studienortwünsche wird nicht mehr limitiert.  

 

Es wird für Studieninteressierte möglich sein, sich neben den zuvor aufgezählten medi-

zinischen Studiengängen auf weitere grundständige Studienangebote zu bewerben. Die 

Bewerbungen beider Verfahrensarten [Medizinerverfahren und Dialogorientiertes Service-

verfahren (DoSV)] werden künftig gemeinsam betrachtet. Alle Bewerbungen auf einen 

konkreten Studiengang des Medizinerverfahrens zählen dabei als eine Bewerbung im Sinne 

des DoSV. Am Ende des Integrierten Verfahrens steht maximal eine Zulassung. Auf diese 

Weise bleiben weniger Studienplätze unbesetzt. Das Bewerbungsverfahren für die medi-

zinischen Studiengänge zum Sommersemester 2020 beginnt spätestens am 1. Dezember 2019.  

 

Um Rechtskraft zu erlangen, bedarf der Staatsvertrag nach Artikel 47 Absatz 2 der Verfas-

sung des Landes Mecklenburg-Vorpommern der Zustimmung des Landtages in Form des vor-

liegenden Zustimmungsgesetzes.   

 

 
C Alternativen 

 

Keine. Die Nichtratifizierung des Vertrages durch ein Land hätte das Nichtzustandekommen 

des Staatsvertrages zur Folge. Die vom Bundesverfassungsgericht für verfassungswidrig 

erklärten Vorschriften des Staatsvertrages vom 5. Juni 2008 gelten nur noch für einen Über-

gangszeitraum bis zum 31. Dezember 2019. Die Länder sind daher verpflichtet, bis spätestens 

dahin Neuregelungen zu schaffen, um den gegenwärtigen verfassungswidrigen Zustand zu 

beseitigen. 

 

 
D Notwendigkeit (§ 3 Absatz 1 Satz 1 GGO II) 

 

Gemäß Artikel 47 Absatz 2 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern bedarf der 

Staatsvertrag über die Hochschulzulassung zu seinem Inkrafttreten der Zustimmung des 

Landtages in Form eines Gesetzes. Mit dem Gesetz wird der Staatsvertrag über die Hoch-

schulzulassung in Landesrecht übergeleitet. 

 

 
E Finanzielle Auswirkungen auf die Haushalte des Landes und der Kommunen 

 

1 Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

 

Nach Artikel 15 Absatz 2 des Staatsvertragsentwurfes ist das Land Mecklenburg-

Vorpommern verpflichtet, sich anteilig an den Kosten der Stiftung für Hochschulzulassung zu 

beteiligen. Der Anteil des Landes richtet sich nach dem Königsteiner Schlüssel. 
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Die zur Deckung dieses Anteils erforderlichen Mittel sind im Einzelplan 07 in Kapitel 0770 - 

Allgemeine Bewilligungen Wissenschaft, Forschung und Hochschulen - unter Titel 685.08 

„Anteil des Landes an der Finanzierung der Stiftung für Hochschulzulassung (SfH)“ einge-

plant. Für die Jahre 2020 und 2021 wird mit einem jährlichen Betrag in Höhe von 

245.000 Euro gerechnet. 

 

 

2 Vollzugsaufwand 

 

Durch die Umsetzung der Anforderungen des Urteils des Bundesverfassungsgerichtes vom 

19. Dezember 2017 (1 BvL 3/14, 1 BvL 4/14) ergibt sich bei der Durchführung von Aus-

wahlverfahren für die Hochschulen ein gewisser administrativer Mehraufwand, welcher von 

den Hochschulen im Rahmen der veranschlagten Haushaltsmittel zu finanzieren ist. Dem-

gegenüber wird davon ausgegangen, dass das neue Auswahlverfahren der Hochschulen eine 

effizientere Nutzung der vorgehaltenen Hochschulressourcen bewirkt, da eine Reduzierung 

der Mehrfachbewerbungen sowie der Abbrecherquoten zu erwarten ist. 

 

 
F Sonstige Kosten 

 

Für die Hochschulen können weitere Kosten für die Nutzung des Dialogorientierten Service-

verfahrens sowie des Auswahlverfahrens entstehen. Diese Kosten sind derzeit noch nicht 

abschätzbar.  

 

 
G Bürokratiekosten 

 

Keine. 
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DIE MINISTERPRÄSIDENTIN Schwerin, den 15. August 2019 
DES LANDES 
MECKLENBURG-VORPOMMERN 

 

 

 

 

 

An die 

Präsidentin des Landtages 

Mecklenburg-Vorpommern 

Frau Birgit Hesse 

Lennéstraße 1 

 

19053 Schwerin 

 

 

 

 

 

Betr.: Entwurf eines Gesetzes zum Staatsvertrag über die Hochschulzulassung und zur 

Aufhebung gegenstandsloser Zustimmungsgesetze 

 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

 

als Anlage übersende ich Ihnen den von der Landesregierung am 6. August 2019 beschlos-

senen Entwurf des vorbezeichneten Gesetzes mit Begründung.  

 

Ich bitte Sie, die Beschlussfassung des Landtages herbeizuführen. 

 

Federführend ist das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 
Manuela Schwesig 
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ENTWURF 
 
eines Gesetzes zum Staatsvertrag über die Hochschulzulassung und zur 
Aufhebung gegenstandsloser Zustimmungsgesetze 
 

 

 

 

 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:  

 

 
Artikel 1 

Zustimmung zum Staatsvertrag über die Hochschulzulassung 

  

Dem in Berlin am 21. März 2019 vom Land Mecklenburg-Vorpommern unterzeichneten 

Staatsvertrag über die Hochschulzulassung zwischen dem Land Baden-Württemberg, dem 

Freistaat Bayern, dem Land Berlin, dem Land Brandenburg, der Freien Hansestadt Bremen, 

der Freien und Hansestadt Hamburg, dem Land Hessen, dem Land Mecklenburg-

Vorpommern, dem Land Niedersachsen, dem Land Nordrhein-Westfalen, dem Land 

Rheinland-Pfalz, dem Saarland, dem Freistaat Sachsen, dem Land Sachsen-Anhalt, dem Land 

Schleswig-Holstein und dem Freistaat Thüringen wird zugestimmt. Der Staatsvertrag wird 

nachstehend veröffentlicht.  

 

 
Artikel 2 

Aufhebung Zustimmungsgesetz zum Staatsvertrag über die Errichtung  
einer gemeinsamen Einrichtung für Hochschulzulassung 

 

Artikel 1 des Gesetzes zum Staatsvertrag über die Errichtung einer gemeinsamen Einrichtung 

für Hochschulzulassung sowie zur Änderung des Hochschulzulassungsgesetzes vom 

11. März 2010 (GVOBl. M-V S. 164) wird aufgehoben, wenn er nach Maßgabe des 

Artikel 19 Absatz 1 Satz 3 des am 21. März 2019 vom Land Mecklenburg-Vorpommern 

unterzeichneten Staatsvertrages über die Hochschulzulassung gegenstandslos geworden ist. 

 

 
Artikel 3 

Aufhebung Zustimmungsgesetz zur Änderung des Hochschulzulassungsgesetzes 

 

Artikel 1 des Gesetzes zum Staatsvertrag über die gemeinsame Einrichtung für Hochschul-

zulassung sowie zur Änderung des Hochschulzulassungsgesetzes vom 11. Juli 2016 (GVOBl. 

M-V S. 565) wird aufgehoben. 
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Artikel 4 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

 

(2) Der Tag, an dem der in Artikel 1 genannte Staatsvertrag nach seinem Artikel 19 Absatz 1 

in Kraft tritt, wird im Gesetz- und Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern bekannt 

gegeben. 

 

(3) Das Außerkrafttreten des in Artikel 2 genannten Gesetzes wird im Gesetz- und Verord-

nungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern bekannt gegeben. 

 



Landtag Mecklenburg-Vorpommern - 7. Wahlperiode  Drucksache 7/4001 

  

9 

 

Begründung: 
 
 
A Allgemeiner Teil 

 

Der Gesetzentwurf dient der Umsetzung des Staatsvertrages über die Hochschulzulassung in 

Landesrecht.  

 

Mit dem Staatsvertrag über die Vergabe von Studienplätzen vom 20. Oktober 1972 haben die 

Länder erstmals die rechtliche Grundlage für ein zentrales Zulassungsverfahren in den 

zulassungsbeschränkten Studiengängen geschaffen. Der Staatsvertrag ist mehrfach neu 

gefasst worden, zuletzt als Staatsvertrag der Länder über die Errichtung einer gemeinsamen 

Einrichtung für Hochschulzulassung vom 5. Juni 2008. 

 

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil vom 19. Dezember 2017 (1 BvL 3/14, 

1 BvL 4/14) bundes- und landesrechtliche Normen zum Vergabeverfahren für Studienplätze 

im Studiengang Humanmedizin für partiell mit Artikel 12 Absatz 1 in Verbindung mit 

Artikel 3 Absatz 1 des Grundgesetzes (Recht auf gleiche Teilhabe an staatlichen Studien-

angeboten und gleichheitsgerechte Zulassung zum Studium) unvereinbar erklärt. Das 

Bundesverfassungsgericht hat dabei eine Frist für eine Neuregelung bis zum 31. Dezember 

2019 gesetzt.  

 

Zum Inhalt der Regelungen des Staatsvertrages über die Hochschulzulassung wird auf die 

Begründung zum Staatsvertrag verwiesen. 

 

 
B Besonderer Teil 
 
Zu Artikel 1 

 

Mit Artikel 1 stimmt der Landtag dem am 21. März 2019 vom Land Mecklenburg-

Vorpommern unterzeichneten Staatsvertrag über die Hochschulzulassung zu. Der Staats-

vertrag wird mit dem Zustimmungsgesetz veröffentlicht. 

 

 
Zu Artikel 2 

 

Mit der Regelung in Artikel 2 wird gewährleistet, dass im Fall des Außerkrafttretens des 

abzulösenden Staatsvertrages über die Errichtung einer gemeinsamen Einrichtung für Hoch-

schulzulassung auch das entsprechende Zustimmungsgesetz außer Kraft tritt. Die Regelung 

dient damit der Rechtsbereinigung. 
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Zu Artikel 3 

 

Mit Artikel 3 wird Artikel 1 des Gesetzes zum Staatsvertrag über die gemeinsame Einrichtung 

für Hochschulzulassung sowie zur Änderung des Hochschulzulassungsgesetzes vom 

11. Juli 2016 (GVOBl. M-V, S. 565) aufgehoben. Mit Artikel 1 des Gesetzes zum Staats-

vertrag über die gemeinsame Einrichtung für Hochschulzulassung sowie zur Änderung des 

Hochschulzulassungsgesetzes vom 11. Juli 2016 (GVOBl. M-V, S. 565) wurde dem Staats-

vertrag über die gemeinsame Einrichtung für Hochschulzulassung vom 17. März 2016 

(GVOBl. 2016, S. 566) zugestimmt. Gemäß Artikel 19 des Staatsvertrages vom 

17. März 2016 tritt dieser am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem 

die letzte Ratifikationsurkunde bei der Staatskanzlei des Sitzlandes der Stiftung (Nordrhein-

Westfalen) hinterlegt ist. Mit Schreiben vom 15. April 2019 teilt die Staatskanzlei des Sitz-

landes mit, dass das Ratifikationsverfahren mit Blick auf die Entscheidung des Bundesverfas-

sungsgerichts vom 19. Dezember 2017 (1 BvL 3/14) nicht abgeschlossen wurde. Der Staats-

vertrag über die gemeinsame Einrichtung für Hochschulzulassung vom 17. März 2016 ist 

mithin nicht in Kraft getreten. Das zur Ratifizierung des Staatsvertrages in Mecklenburg-

Vorpommern beschlossene Zustimmungsgesetz vom 11. Juli 2016 ist damit gegenstandslos. 

Es wird aus Gründen der Rechtsbereinigung aufgehoben. 

 

 
Zu Artikel 4 

 

Artikel 4 Absatz 1 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 

 

Artikel 4 Absatz 2 regelt die Bekanntmachung des Zeitpunktes, in dem der Staatsvertrag über 

die Hochschulzulassung in Kraft tritt. 

 

Artikel 4 Absatz 3 regelt die Bekanntmachung des Außerkrafttretens des in Artikel 2 

genannten Zustimmungsgesetzes. 
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Anlage 
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